
ipg 4/2003 Hensell, Typisch Balkan? 131

wischen albanischen Guerillas und der Staatsmacht in Mazedonien
brachen 2001 Gefechte aus, die jedoch nach massiver politischer In-

tervention durch die internationale Staatengemeinschaft noch im selben
Jahr wieder abebbten. Einem Waffenstillstand folgte die Ausarbeitung ei-
nes Friedensplans, der politische Reformen zur Besserstellung der alba-
nischen Minderheit vorsah. Die Ratifizierung der Verfassungsänderun-
gen ging einher mit einer nato-Mission zwecks Entwaffnung der alba-
nischen Guerilla. Trotz dieser diplomatischen Erfolge stellte der kurze
Krieg in Mazedonien aus der Sicht der Akteure des internationalen Kon-
fliktmanagements ein Debakel dar, denn er traf ein Land, das bislang als
Hoffnungsträger galt. Als einzige Republik hatte sich Mazedonien ge-
waltfrei aus dem jugoslawischen Bundesstaat gelöst. Angesichts der ins-
gesamt vier Kriege auf dem Territorium des ehemaligen Jugoslawiens,
zuletzt in der südserbischen Provinz Kosovo, erschien Mazedonien als
Hort der Stabilität. Es galt insbesondere als relativer Erfolgsfall für eine
Politik des interethnischen Ausgleichs zwischen der slawisch-mazedo-
nischen Mehrheit und der zweitgrößten Bevölkerungsgruppe, der alba-
nischen Minderheit. Die diesbezügliche Bilanz von zehn Jahren post-
sozialistischer Transformation wurde bis vor kurzem noch als »eindeutig
positiv« (Willemsen / Troebst 2001: 315) bewertet.

Dass sich dennoch der Griff zur Gewalt in Mazedonien nicht verhin-
dern ließ, muss diejenigen bestätigen, für die Gewaltkonflikte auf dem
Balkan nachgerade eine gewisse Zwangsläufigkeit haben, weil sie auf
unvergänglichen ethnischen Gegensätzen beruhen. Sei es die Eskalation
jahrhundertealter nationaler Antagonismen (Glenny 1993: 13), sei es die
seit dem 19. Jahrhundert bis heute ungelöste »albanische Frage« (Schu-
bert 1997: 21) oder sei es die seit dem Mittelalter fortwirkende ethnisch-
religiöse Fragmentierung (Geiss 1997: 23, 35): an dem Verweis auf histo-
risch bedingte Völkergegensätze und deren Konfliktpotential für die heu-
tigen Balkangesellschaften hat es in der Vergangenheit nicht gemangelt.
Auch die Auseinandersetzungen in Mazedonien zwischen slawisch-
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mazedonischer Mehrheit und albanischer Minderheit scheinen einem
ethnischen Konfliktmuster zu entsprechen. Folgen die dortigen Gewalt-
dynamiken also dem Eskalationspfad eines weiteren »typischen Balkan-
krieges«? 

Als unvermeidliche gewaltsame Eskalation tief verwurzelter und 
gleichbleibender ethnischer Gegensätze lässt sich das Geschehen in 
Mazedonien nicht erklären.

Der vorliegende Beitrag argumentiert, dass sich das mazedonische Ge-
schehen nicht mit dem Verweis auf für den Balkan vermeintlich typische
Konfliktmuster begreifen lässt. Denn die Ethnizität stellt in Mazedonien
keine Hauptursache für den Konflikt dar und hat auch historisch gesehen
nie zu unausweichlichen Gegensätzen geführt. Dennoch ist der Verweis
auf die Bedeutung historischer Strukturen richtig. Der Artikel argumen-
tiert modernisierungstheoretisch und bietet eine alternative Erklärung
an. Will man zum Verständnis der Konflikte in Mazedonien kommen, so
muss man das Augenmerk auf die Formen politischer Herrschaft und die
von ihr induzierten Widersprüche lenken. Dabei sind zwei Entwicklun-
gen analytisch zu unterscheiden: erstens die Staatsbildung im titoisti-
schen Jugoslawien, zweitens die Umgestaltung der Herrschaft unter
postsozialistischen Bedingungen. Aus beiden Prozessen resultieren eine
Reihe von Widersprüchen. Nur zum Teil verfestigen sich diese entlang
ethnischer Linien. Mindestens genauso bedeutend sind die neuen Wider-
sprüche zwischen politischer Inklusion und Exklusion, die sich quer zu
ethnischen Kollektivunterscheidungen etablieren. Der politischen Öko-
nomie staatlicher Herrschaft kommt dabei eine zentrale Bedeutung zu. 

Modernisierung und Herrschaft 

Für die folgenden Ausführungen sind modernisierungstheoretische An-
nahmen über Transformationspfade sozialistischer und postsozialis-
tischer Staaten leitend. Es ist das Kennzeichen von Modernisierungspro-
zessen, dass in ihrem Verlauf traditionale und moderne Vergesellschaf-
tungsmuster aufeinandertreffen und miteinander in Konflikt geraten. Wo
sich aufgrund des Beharrungsvermögens traditionaler Sozialformen das
Neue nicht vollständig durchsetzen kann, verfestigen sich hybride Struk-
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turen. Auch der sozialistischen Modernisierung gelang es in vielen Fällen
nicht, traditionale Sozialformen in den Ländern des Balkan, des Kauka-
sus oder Zentralasiens wirklich umzuwälzen. Industrielle Strukturen,
wissenschaftlich-technologischer Entwicklungsstand und bürokratische
Apparate können hierüber nicht hinweg täuschen. Trotz forcierter auto-
ritärer Modernisierung entwickelten sich in den staatssozialistischen Ge-
sellschaften sowohl zwischen als auch innerhalb politischer, ökonomi-
scher und ideeller Sphären zahllose Widersprüche (vgl. Srubar 1991).

Auf der Ebene des Staates prägten sich diese Widersprüche in hybri-
den Herrschaftsformen aus, die sich als patrimonial charakterisieren las-
sen. Ihre zentralen Kennzeichen sind die mangelnde Unterscheidung von
öffentlichen und privaten Mitteln und die Monopolisierung politischer
und ökonomischer Macht durch den Staat. Zur Herstellung patrimonia-
ler Regimestabilität sind personale Formen der politischen Integration
unverzichtbar. Patronagesystemen und klientelistisch strukturierten
Netzwerken kommt dabei die größte Bedeutung zu. In ihnen werden
Unterstützung und Gefolgschaft gegen ökonomische Appropriations-
möglichkeiten getauscht. Die Mehrzahl der heutigen postsozialistischen
Staaten sind diesen Formen traditionaler Herrschaft verhaftet geblieben.
Unter veränderten internationalen Bedingungen und den Zwängen des
Systemwechsels kommt es jedoch zu bedeutsamen Verschiebungen der
Machtbalancen, auf denen die patrimoniale Herrschaft beruht. Die Um-
brüche der Demokratisierung und Liberalisierung beschleunigen Pro-
zesse sozialer Differenzierung und bringen neue Akteursgruppen hervor.
Den damit zunehmenden Erwartungen, die an den Staat herangetragen
werden, stehen verminderte Einbindungsmöglichkeiten gegenüber, weil
die patrimonialen Verteilungsmuster unter dem Imperativ der Privatisie-
rung und Reduzierung des öffentlichen Sektors an ihre Grenzen stoßen.
Diese Entwicklungen produzieren neue Widersprüche und prägen sich in
Konflikt- und Gewaltdynamiken aus.1

Auch die Entwicklungen in Mazedonien folgen diesem grob skizzier-
ten Muster. Sie lassen sich wie folgt umreißen: Der Prozess der Moder-
nisierung produziert eine Vielzahl von Widersprüchen in Mazedonien.
Sie kommen in einer fortschreitenden Trennung der beiden Bevölke-
rungsgruppen der slawischen Mazedonier und Albaner entlang unter-
schiedlicher sozialer Sphären zum Ausdruck. Ethnische Zuschreibungen
bringen diese Trennungen symbolisch zum Ausdruck und entscheiden

1. Vgl. zu diesem Prozessmodell Schlichte (2000: 272–275).
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zugleich über den Zugang zu den Patronagenetzwerken des Staates, mit
dem die slawischen Mazedonier politische und wirtschaftliche Chancen
monopolisieren. Diese Form patrimonialer Herrschaft wandelt sich seit
Beginn der 1990er Jahre. Die Demokratisierung des Systems führt zur
politischen Mobilisierung der Albaner, die eine verstärkte Partizipation
einfordern. Albanische Gruppierungen werden daraufhin in das staatli-
che Patronagesystem integriert. Angesichts einer verfallenden postsozia-
listischen Ökonomie und verringerter öffentlicher Ressourcen bleiben je-
doch die Möglichkeiten der Distribution und damit der Ausdehnung der

Die Verkoppelung politischer und ökonomischer Macht, die Formen 
der Patronage und die daraus resultierenden Konflikte verweisen auf 
historisch bedingte Probleme der Staatsbildung auf dem Balkan. 
Ihnen kommt auch in anderen Ländern dieser Region gegenwärtig 
eine erhebliche konfliktive Potenz zu.

klientelistischen Netzwerke begrenzt. Mit der nur selektiven Integration
albanischer Gruppen kommt es zur Fraktionierung des albanischen La-
gers in Patronagenetzwerke auf der einen und Nicht-Integrierte auf der
anderen Seite. Zu Letzteren zählen vor allem die marginalisierten jugend-
lichen Bevölkerungsgruppen, denen eine Akkommodation im öffent-
lichen Sektor verwehrt bleibt. Damit werden neue Widersprüche jenseits
ethnischer Linien produziert. Sie geben den Ausschlag für die Formie-
rung der mazedonischen uçk und ihren bewaffneten Kampf, der zumin-
dest zum Teil als gewaltsame Herausforderung der albanischen poli-
tischen Elite und Konkurrenz um Distribution zu verstehen ist. Das von
der uçk erkämpfte Nachkriegsarrangement zeichnet sich deshalb nicht
nur durch Reformen in Bezug auf einen besseren Minderheitenstatus aus,
sondern auch durch die Integration der Guerillakämpfer in etablierte
albanische Patronagenetzwerke.

Entwicklung sozialer Widersprüche in Mazedonien

Wie zahlreiche andere kommunistische Systeme hatte auch das titois-
tische Jugoslawien nach dem Zweiten Weltkrieg einen bürokratisch-au-
toritären Modernisierungsprozess forciert. Das staatliche Entwicklungs-
modell der »sozialistischen Marktwirtschaft« verhalf Jugoslawien in den
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ersten Nachkriegsjahrzehnten zu einer raschen Industrialisierung und ei-
ner Verbesserung des Lebensstandards breiter Bevölkerungsschichten.
Die sozialistische Modernisierung verlief jedoch territorial asymmetrisch
und erfasste die verschiedenen Republiken des föderativen Bundesstaates
höchst ungleichzeitig. Die daraus resultierenden Niveauunterschiede
verliefen jedoch nicht nur zwischen, sondern auch innerhalb der einzel-
nen Republiken, die damit nur die soziale und ökonomische Hybridität
des Gesamtstaates widerspiegelten (vgl. Allcock 2000). Dies galt auch für
die Teilrepublik Mazedonien.

Dort wurde die Konsolidierung der sozialistischen Herrschaft von der
Entwicklung eines Nationalbewusstseins und damit ethnischer Zuord-
nungen begleitet, mit denen zwischen einer slawisch-mazedonischen
Titularnation und einer albanischen Minderheit differenziert wurde. Ge-
fördert wurden diese Unterscheidungen von den »symbolischen Unter-
nehmern«, die durch narrative Vermittlung und kulturelle Inszenierung
die nationale Eigenständigkeit der slawischen Mazedonier propagierten
(Troebst 1992: 431–434). Die ethnischen Zuordnungen entschieden zu-
gleich über eine Akkommodierung im expandierenden öffentlichen Sek-
tor. Nur für die slawischen Mazedonier bestand die Möglichkeit, in der
Partei, in der Wirtschaft oder in den staatlichen Bildungsagenturen zu
avancieren. Die rasche kulturelle Assimilierung des staatlichen Führungs-
personals (ebd. 424–425) war die Folge. Der Zugang zu Posten im öffent-
lichen Sektor wurde durch den Nachweis formaler Bildungskriterien
reguliert. An den höheren Schulen wurde jedoch ausschließlich in der
mazedonischen Sprache unterrichtet (Reuter 1993: 25), wodurch anderen
Minderheiten der Zugang zu höherer Bildung verwehrt wurde. Der Bil-
dungsausschluss entwickelte sich somit zum Mittel politischer Patronage
und der Monopolisierung ökonomischer Chancen. Die albanische Min-
derheit blieb in den Parteiapparaten und im öffentlichen Sektor durch-
weg unterrepräsentiert (Palmer / King 1971: 179–180).

Weil die mit der Etablierung des Entwicklungsstaates initiierte Urba-
nisierung und Industrialisierung nur den slawischen Mazedoniern eine
soziale Aufwärtsmobilität eröffnete, wurden die beiden größten Bevölke-
rungsgruppen unterschiedlich stark dem Prozess der Modernisierung
unterworfen. Zwischen ihnen entwickelten sich deshalb grundsätzliche
sozialstrukturelle Unterschiede. Während die slawischen Mazedonier in
die Städte abwanderten, verblieben die Albaner auf dem Land (Debats
1979: 79). Mit der Fortdauer agrarischer Produktionsweisen und der ent-
wicklungspolitischen Vernachlässigung der ländlichen Gebiete zuguns-



136 Hensell, Typisch Balkan? ipg 4/2003

ten urbaner Agglomerationen blieb eine grundlegende Umwälzung der
Sozialformen dieser Minderheit aus. In Bezug auf familiären Zusammen-
halt, demographisches Verhalten und die Rolle der Frau konsolidierten
sich in ihr traditionale Vergesellschaftungsmuster (Roux 1992: 139, 143–
153; Mickey/Albion 1993: 56). Deshalb wurden zwischen den Albanern
und den slawischen Mazedoniern sowohl auf dem Land als auch in den
Städten nur wenige Ehen geschlossen (Debats 1979: 79; Roux 1992: 140–
143). Die ausgeprägte Endogamie der albanischen Bevölkerung ist als
Konsequenz sozialer Schließungsprozesse zu begreifen. Da sich die
Schließungsprozesse im Zuge der Modernisierung vollzogen, bewirkten
sie im Ergebnis die »traditionale Schließung« der albanischen Milieus
(vgl. Sterbling 1993: 130–138). Diese fundamentalen Ungleichzeitigkeiten
der Modernisierung bereiteten den Weg für eine gesellschaftliche Bifur-
kation.

Ethnisierung sozialer Gegensätze

Weil die traditionale Schließung auf der Basis askriptiver Merkmale er-
folgte, wurden die aus der sozialistischen Herrschaft resultierenden Wi-
dersprüche entlang ethnischer Linien gefestigt. Zum Ausdruck kam dies
in einer niedrigen Anzahl von Mischehen, Sprachbarrieren und der Ten-
denz zur Bildung homogener Siedlungsgebiete (Mickey/Albion 1993:
56). Seit den 1980er Jahren wurde diese fortschreitende ethnische Segre-
gation durch eine offene Diskriminierungs- und Repressionspolitik der
mazedonischen Republiksführung ergänzt, die sich in einer Reihe von
Gesetzes- und Verfassungsänderungen zuungunsten der albanischen
Minderheit niederschlug (Willemsen/T roebst 2001: 305). Vermehrte Re-
striktionen in der Frage der Schulausbildung wurden begleitet von star-
ken Einschränkungen bezüglich des Gebrauchs der Minderheitensprache
im dienstlichen und öffentlichen Bereich. Einen vorläufigen Höhepunkt
fanden diese Maßnahmen in einer Neudefinition des Republikstatus, mit
der die bisherige Erwähnung der Albaner aus der Verfassungspräambel
gestrichen wurde (Mickey/Albion 1993: 57). Diese reagierten hierauf mit
zunehmendem Widerstand und Forderungen nach mehr politischer
Autonomie. Die 1991 abgehaltene Volksabstimmung über die staatliche
Unabhängigkeit Mazedoniens von Jugoslawien wurde von ihnen mehr-
heitlich boykottiert. Dagegen forderten sie im Gegenzug ein Jahr später,
in einem illegalen Referendum, eine territoriale Autonomie für ihre Sied-
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lungsgebiete (ebd. 65). Im Zuge dieser Autonomiebestrebungen wurde
1994 in Südwestmazedonien eine »Republik Ilirida« ausgerufen. Gegen-
über diesen vornehmlich symbolischen Handlungen spitzte sich der
Konflikt mit der Gründung einer privaten albanischen Universität auf die
Bildungspolitik und damit auf die Frage der Zugangsqualifikation für
eine Beschäftigung im öffentlichen Sektor zu (Szajkowski 2000: 254–
255). Zu einem fundamentalen politischen Dissens in Fragen der Verfas-
sung, Staatsbürgerschaft, kultureller Rechte, Bildung und politischer
Partizipation (vgl. Mickey/Albion 1993: 69–78) traten unterschiedliche
Konflikt- und Bedrohungswahrnehmungen. Bedingt durch die geringe
soziale Interaktion zwischen den Volksgruppen hatten sich in beiden
Teilgesellschaften getrennte Öffentlichkeiten und Vorstellungswelten
entwickelt, in denen die Akteure die gesellschaftlichen Problemlagen und
deren Ursachen jeweils subjektiv interpretierten (vgl. Cowan 2000).

Postsozialistische Opportunitäten: 
Patronage und Kriminalisierung

Die Machtbalancen dieser Akteursfiguration begannen sich jedoch mit
dem verstärkten Ineinandergreifen globaler Dynamiken und innerstaat-
licher sozialer Prozesse zu verschieben. Ursächlich dafür sind die verän-
derten internationalen Bedingungen seit Ende der 1980er Jahre und die
Umbrüche in der sozialistischen Staatenwelt, die überall in Osteuropa
politische und marktwirtschaftliche Reformen einleiteten.

In Mazedonien schuf der Zwang zur Liberalisierung und Demokrati-
sierung für die politischen Akteure neue Opportunitäten der Machtakku-
mulation. Im albanischen Lager kam dies in der Gründung von Parteien
und Forderungen nach Partizipation zum Ausdruck (vgl. Szajkowski
2000: 255–260). Letzteres bezog sich vor allem auf eine bessere Vertre-
tung in den staatlichen Institutionen. Gemessen an ihrem Status als
zweitgrößte Bevölkerungsgruppe blieb ihre Repräsentation im Staats-
apparat marginal. In der zweiten Hälfte der 1990er Jahre betrug ihr Per-
sonalanteil im Außenministerium nur etwa sieben Prozent, im Finanzmi-
nisterium fünf Prozent und in den höheren Rängen von Polizei und Mi-
litär gerade mal um die drei Prozent (Willemsen 2001: 14; European
Stability Initiative 2002a: 5). Mit den Demokratisierungserwartungen
von außen verstärkte sich jedoch für die Machthaber der Zwang, die
politisch mobilisierten Albaner besser zu integrieren. Deshalb stieg ihr
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Gesamtanteil an den öffentlichen Bediensteten von drei Prozent im Jahr
1993 auf zehn Prozent im Jahr 2001 (Brunnbauer 2001: 168). Seit 1992 war
darüber hinaus eine der beiden großen albanischen Parteien fortlaufend
an der Regierung beteiligt.

Weil die demokratische Regierung wie auch das sozialistische Regime
davor wesentlich auf Patronagesystemen ruhte, vollzog sich die Integra-
tion der albanischen Minderheit als klientelistische Einbindung einzelner
Parteien in ein vom Präsidenten dekretiertes Konsensregime (vgl. Wil-
lemsen / Troebst 2001: 312). In der Folge etablierten sich die albanischen
und slawisch-mazedonischen Parteien als konkurrierende Patronagenetz-
werke, in denen Wählerstimmen gegen ökonomische Appropriations-
möglichkeiten getauscht wurden (Hatschikjan 2001: 323; Brunnbauer
2001: 169–170). Verschiedene Koalitionsregierungen und Fraktions-
kämpfe in beiden Lagern machten deutlich, dass das Feld dieser Bezie-
hungen beweglich blieb. Sowohl Patrone als auch Klienten versuchten
stetig, ihre Positionen zu verbessern. Zum Ausdruck kam dies in wech-
selnden Fronten zwischen »radikalen« und »moderaten« Kräften. Wäh-
rend die an der Regierung beteiligten Parteien beider Lager ihren Willen
zum interethnischen Konsens betonten, vertraten sie nach einem Macht-
wechsel in der Opposition die am stärksten nationalistisch ausgerichteten
Positionen. Die von der Opposition in die Regierung wechselnden Par-
teien beschritten dagegen den umgekehrten Weg (Willemsen 2001: 24;
Hatschikjan 2001: 322–323). Ideologische Kontinuität und programma-
tische Kohärenz waren nicht entscheidend, sondern die Aussicht auf Äm-
ter und Posten. Nach den Parlamentswahlen von 1998 formierte sich die
bis dato unwahrscheinlichste Koalition der jeweils am nationalistischsten
ausgerichteten Parteien beider Lager, gefolgt von einem weitreichenden
Austausch des Personals im öffentlichen Sektor (International Crisis
Group 1999: 5). Die Einbindung der albanischen Parteien in die Regie-
rung selbst dann, als es zur demokratischen Mehrheitsbildung nicht mehr
nötig war (Willemsen / Troebst 2001: 309), indizierte nur den Zwang,
die fehlende Legitimität der staatlichen Herrschaft über Ämterpatronage
ausgleichen zu müssen.

Die Beweglichkeit des politischen Feldes kam ferner in der Fraktionie-
rung der Parteienlandschaft zum Ausdruck. Über Einzelpersonen und
kleinere Personencliquen kam es fortlaufend zu Abspaltungen und Neu-
gründungen einer Vielzahl von Parteien. Vier Jahre nach den ersten freien
Wahlen hatten sich von einer der größten slawisch-mazedonischen Par-
teien, der vmro-dpmne, mindestens fünf weitere Parteien abgespalten.
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Allein drei ehemalige Stellvertreter des Vorsitzenden der vmro-dpmne

hatten jeweils eigene Parteien gegründet (Hoppe 1995: 21). Von den bei-
den 1990 gegründeten albanischen Parteien, der ppd und pdp, hatten sich
bis 1994 drei weitere Parteien abgespalten (ebd.; Chiclet 1996: 173–174).
Bis zur Parlamentswahl im Herbst 2002 hatten sich noch einmal sechs zu-
sätzliche albanische Parteien gebildet (vgl. International Crisis Group
2000). Der demokratische Wettbewerb entwickelte sich in erster Linie als
Konkurrenz von Splittergruppen und Fraktionen um Gefolgschaft und
Distribution.

Der bewaffnete Kampf lässt sich nur zu einem Teil als Eskalation der 
zwischen Titularnation und Minderheit bestehenden Widersprüche 
begreifen. Zum anderen Teil ist er als gewaltsame Herausforderung 
der albanischen Patronagenetzwerke zu verstehen.

Dem standen jedoch staatlicherseits zunehmende Restriktionen bei
der Sicherung wirtschaftlicher Ressourcen gegenüber. Bereits den sozia-
listischen Machthabern waren von den internationalen Kreditgebern
Strukturanpassungsprogramme auferlegt worden, die durch das Einfrie-
ren von Löhnen und Gehältern und die Reduzierung des öffentlichen
Sektors umgesetzt werden mussten. Seit Mitte der 1980er Jahre zeichnete
sich darüber hinaus der ungebremste Verfall der sozialistischen Ökono-
mie ab (vgl. Georgievski/Škaric 2000). Zugleich scheiterte die Regulie-
rung des informellen Privatsektors und damit dessen regelhafte Besteue-
rung. Das westmazedonische Tetovo lieferte nur 2–3 Prozent des totalen
Steueraufkommens des Staates, obgleich es eines der wichtigsten Zentren
privater Geschäftstätigkeit darstellt (European Stability Initiative 2002a:
9). Weil sich die Möglichkeiten der Appropriation in der offiziellen Wirt-
schaft verringerten, gewannen andere Arten der Aneignung ökonomi-
scher Mittel an Bedeutung. Zum Ausdruck kam dies in einer zunehmen-
den Kriminalisierung der Politik (International Crisis Group 2002). So
kamen bei Privatisierungen immer wieder den Parteien nahestehende
Unternehmer zum Zug, die Staatsvermögen zu äußerst niedrigen Preisen
aufkaufen konnten. Gleichzeitig verfügten die Parteien selbst über An-
teile am ehemaligen staatlichen Vermögen. Die »Innere Mazedonische
Revolutionäre Organisation – Demokratische Partei für die Mazedoni-
sche Nationale Einheit« ist Besitzer mehrerer Agrarkooperativen und An-
teilseigner von Banken sowie der jüngst privatisierten einzigen Kupfer-

´
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und Goldmine (vgl. International Crisis Group 2002: 17–19). Für dieses
Geflecht von Firmen, Parteien und staatlicher Verwaltung war die durch-
gehende Verkoppelung von politischer und ökonomischer Macht kenn-
zeichnend.2 Die Kriminalisierung der Politik war zugleich die Konse-
quenz der neuen über die Schattenzonen des Weltmarktes vermittelten
ökonomischen Chancen. Die Einbindung des Staates in die irregulären
Sphären der globalen Ökonomie beschleunigte sich durch regionale
Konstellationen, namentlich durch das 1992 gegen Restjugoslawien ver-
hängte un-Embargo. Der Schmuggel von Drogen, Waffen, Benzin und
Zigaretten sowie finanzielle Transaktionen für Firmen des Miloševic-
Regimes vollzog sich unter stetiger Teilnahme staatlicher Agenturen.3

Postsozialistische Restriktionen: 
das Problem der Akkommodierung von Ansprüchen

Die klientelistische Einbindung Weniger vermochte jedoch nicht die so-
zialen Verwerfungen abzufedern, die im Zuge weltmarktvermittelter
Zwänge immer deutlicher zu Tage traten. In der Vergangenheit waren die
Albaner dem ökonomischen Ausschluss in Mazedonien durch Arbeits-
migration in die Länder der oecd-Welt entkommen. Dieser Ausweg
wurde jedoch blockiert, als in den 1980er Jahren im Zuge der globalen
Konjunkturkrise in den europäischen Staaten der Arbeitskräftezuzug ge-
stoppt und die allgemeine Visumspflicht eingeführt wurde. Letztere
wurde gegenüber Mazedoniern nicht zuletzt im Kontext der un-Resolu-
tionen gegen Restjugoslawien und des Konfliktes um die offizielle Staats-
bezeichnung Mazedoniens restriktiv gehandhabt. Die in dieser Hinsicht
veränderten internationalen Bedingungen schufen neue Zwänge der Ein-
gliederung. Die in ihrer Heimat verbliebenen Albaner wurden seit den
1980er Jahren in den informalisierten und relativ prosperierenden Privat-
sektor abgedrängt (Mickey / Albion 1993: 75). Finanziert wurden die dor-
tigen Geschäfte nahezu ausschließlich durch Auslandsüberweisungen der
albanischen Diaspora (European Stability Initative 2002b: 19). Teilen der
albanischen Minderheit ermöglichte dieses Renteneinkommen zwar ei-

2. Zu weiteren Beispielen vgl. International Crisis Group (2002) und Hoppe (1995:
30).

3. Milivojevic (1995: 68); Miletitch (1998: 54–57; 107–109); International Crisis Group
(2002: 20–22). 

´
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nen bescheidenen, wenn auch stets prekären ökonomischen Wohlstand.
Es verteilte sich jedoch nicht auf die Mehrheit dieser Gruppe und schuf
kaum neue Formen der Beschäftigung. Ende der 1990er Jahre betrug die
Arbeitslosigkeit unter den jungen Albanern bis zu 64 Prozent (vgl. Eu-
ropean Stability Initiative 2002a: 6). 

Vor allem unter den Jugendlichen verband sich diese wirtschaftliche
Perspektivlosigkeit und eine lebenslange Erfahrung sozialer Marginali-
sierung mit der Wahrnehmung einer politisch blockierten Situation. Die
Beteiligung albanischer Vertreter am politischen Prozess hatte nichts da-
ran geändert, dass der Staat in erster Linie repressiv, aber nicht als Geber
auftrat und in den ländlichen albanischen Gebieten weder ausreichende
öffentliche Einrichtungen, noch Infrastrukturen oder gar Beschäftigung
bereitstellte.4 Als illegitim wurde aber auch die Herrschaft der vornehm-
lich ihre persönlichen Interessen verfolgenden albanischen Elite angese-
hen. Schon früh äußerte sich die Unzufriedenheit der Albaner mit ihren
politischen Vertretern (Mickey / Albion 1993: 68). Gegen sie formierte
sich in der Folge zunehmender Protest, der sich nationalistisch artiku-
lierte und zugleich den Widerstand gegen nach wie vor bestehende Dis-
kriminierungen zum Ausdruck brachte. Unter den jugendlichen Alba-
nern entwickelten sich die ausgeprägtesten nationalistischen Haltungen
(Willemsen 2001: 15). Die Spaltung des albanischen Lagers war die Folge.
Es kam zu einer Fraktionierung in solche, die in die Regierung eingebun-
den waren und solche, die es nicht waren. Vereinbarte Kompromisse auf
Regierungsebene wurden stets nur von einer Minderheit getragen (ebd.
23). Neben den sozialen Widersprüchen zwischen den beiden Volksgrup-
pen traten damit auch Widersprüche innerhalb des albanischen Lagers, in
dem sich postsozialistische Opportunitäten und Restriktionen ungleich
verteilten und neue Linien der Inklusion und Exklusion etablierten. 

Gewaltsame Herausforderung des Staates und ihr Ergebnis 

Vor diesem Hintergrund formierte sich die mazedonische Albanergue-
rilla uçk als eine bewaffnete Bewegung der Nicht-Integrierten. Ihre
Mobilisierung verdankte sich aber zu einem Gutteil der albanischen Aus-
landsfraktion, die sich im Zuge früherer Emigration aus Mazedonien in

4. Zur Präsenz des mazedonischen Staates auf dem Land vgl. beispielhaft European
Stability Initiative (2002b: 23–26). 
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der Diaspora etabliert hatte. Weil die Lehrsprache der mazedonischen
Universitäten ausschließlich das Mazedonische war, hatten die albani-
schen Studenten in der Vergangenheit die Universität Priština der be-
nachbarten jugoslawischen Provinz Kosovo besucht, wo sie studiert und
sich unter dem repressiven serbischen Regime politisch radikalisiert hat-
ten. Der Abwanderung an die Universität Priština folgte später vielfach
das Exil in den westlichen Staaten der oecd-Welt. Mit diesen Migra-
tionsprozessen internationalisierten sich Handlungsfelder. Die Leitungs-
ebene der mazedonischen uçk hatte bereits im Kosovo-Krieg (1998–
1999) Gewaltexpertise gesammelt und im gemeinsamen schweizer Exil
persönliche Kontakte geknüpft (vgl. Hensell 2002: 14–15).5

Die angestrebte stärkere Repräsentanz von Albanern im Staatsapparat 
stößt nicht nur auf den Widerwillen der urbanisierten Mittelschicht der 
slawischen Mazedonier, die den Verlust ihrer Posten befürchten. Sie 
steht auch im offenen Widerspruch zu den Forderungen internationaler 
Kreditgeber, die ihre Hilfen für Mazedonien von einer Verschlankung der 
dortigen Verwaltung abhängig machen. 

Die vergleichsweise kurzen Kämpfe in Mazedonien wurden unter in-
ternationaler Vermittlung durch Verhandlungen beendet, die grundle-
gende politische Reformen zur verbesserten Integration der albanischen
Minderheit vorsahen. Sie wurde als staatenbildendes Volk in der Präam-
bel der Verfassung anerkannt und das Albanische wurde in den Rang ei-
ner offiziellen Sprache erhoben. Ferner wurde eine allgemeine Stärkung
der lokalen Selbstverwaltung und eine Ausweitung der politischen und
kulturellen Partizipationsmöglichkeiten für Minderheiten beschlossen
sowie eine Steigerung des Anteils der Albaner gemäß ihrem Bevölke-
rungsanteil in den staatlichen Institutionen. Die uçk, obgleich nicht di-
rekt in die Verhandlungen einbezogen, stimmte dem Abkommen zu. 

Der bewaffnete Kampf lässt sich nur zu einem Teil als Eskalation der
zwischen Titularnation und Minderheit bestehenden Widersprüche be-
greifen. Zum anderen Teil ist er als gewaltsame Herausforderung der al-

5. Der Effekt der albanischen Emigration, damals von den sozialistischen Macht-
habern als Beitrag zur »Regelung« der Minderheitenfrage angesehen, schlägt ins
Gegenteil um. Die Lösung wird zum Problem. Darin liegt die Dialektik der alba-
nischen Marginalisierung in Mazedonien.
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banischen Patronagenetzwerke zu verstehen. Denn das Nachkriegsarran-
gement war für die Mitglieder der uçk auch ein Kanal zur Akkumulation
politischer und ökonomischer Macht innerhalb des albanischen Lagers.
Deutlich wurde das an der Nachkriegsordnung, die sich durch die Inte-
gration der siegreichen Kombattanten in bestehende und neue Patrona-
genetzwerke auszeichnete. In Tetovo, der Hochburg der albanischen
dpa, übernahmen uçk-Kämpfer zentrale Führungsposten dieser Partei
(Pettifer 2002: 90). Dem politischen Sprecher der Guerilla, Ali Ahmeti,
wurde ebenfalls ein hoher Posten in der dpa angeboten (ebd.). Ahmeti
selbst gründete aber mit der »Demokratischen Union für Integration«
(dui) eine eigene Partei, die ehemalige Guerilla-Kämpfer sowie Mitglie-
der aus dem albanischen Parteienspektrum umfasste. Mit ihr trat er in den
Parlamentswahlen vom September 2001 an, die als Teil des Friedensab-
kommens anberaumt wurden. Auch den Wahlkampf im Vorfeld dieser
Wahlen kennzeichnete das Changieren der albanischen Parteien von mo-
deraten zu radikalen Positionen und umgekehrt (vgl. Klein / Latifi 2002:
76–77), weil nicht programmatische Differenzierungen entscheidend wa-
ren, sondern die Aussichten auf Ämter und die jeweils opportune Strate-
gie zu ihrer Erlangung. Aus den Parlamentswahlen ging die Partei Ahme-
tis als zweitstärkste Kraft hervor. Mit der dui zogen 11 amnestierte Kom-
mandanten der uçk ins Parlament ein. Im politischen Gefüge platziert,
ging die dui eine Koalitionsregierung mit der Siegerpartei der slawisch-
mazedonischen Seite ein. Die dui forderte die Hälfte der Ministerien
(ebd. 85) und die Verteilung von Ämtern der »zweiten und dritten« Reihe
nach einem 70:30-Schlüssel der Koalition (Oschlies 2002). In der Folge
kam es wieder zu einem umfassenden Personalaustausch in allen Berei-
chen des öffentlichen Sektors (Klein 2003: 90). 

Die angestrebte stärkere Repräsentanz von Albanern im Staatsapparat
stößt indes nicht nur auf den Widerwillen der urbanisierten Mittelschicht
der slawischen Mazedonier, die den Verlust ihrer Posten zugunsten der
Minderheitenvertreter befürchten. Sie steht auch im offenen Wider-
spruch zu den Forderungen internationaler Kreditgeber, die ihre Hilfen
für Mazedonien von einer Verschlankung der dortigen Verwaltung ab-
hängig machen (World Bank 1998: viii, 13). Den Akkommodationsmög-
lichkeiten des mazedonischen Staates, der sich im wesentlichen durch in-
ternationale Unterstützungen finanziert, sind damit deutliche Grenzen
gesetzt.
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Fazit

Will man die Konfliktdynamiken in Mazedonien verstehen, so muss die
dortige Entwicklung politischer Herrschaft berücksichtigt werden. Die
langfristigen Prozesse der sozialistischen Staatsbildung einerseits und die
mittelfristigen postsozialistischen Konjunkturen der Demokratisierung
andererseits produzieren eine Reihe von Widersprüchen. Sie entwickeln
sich sowohl entlang ethnischer Linien als auch quer dazu zwischen poli-
tischer Inklusion und Exklusion. An diesen Widersprüchen dynamisieren
sich Konflikte und die Gewalt. Der politischen Ökonomie der Herrschaft
und den veränderten internationalen Bedingungen nach 1990 kommt
dabei eine entscheidende Rolle zu. Als unvermeidliche gewaltsame Eska-
lation tief verwurzelter und gleichbleibender ethnischer Gegensätze lässt
sich deshalb das Geschehen in Mazedonien nicht erklären. 

Die Entwicklungen in Mazedonien sind gleichwohl auf eine andere
Weise typisch für den Balkan. Die dargestellten Eigentümlichkeiten poli-
tischer Herrschaft, genauer: die Verkoppelung politischer und ökono-
mischer Macht, die Formen der Patronage und die daraus resultierenden
Konflikte verweisen auf historisch bedingte Probleme der Staatsbildung
auf dem Balkan. Sie stellen auch in anderen Ländern dieser Region ge-
genwärtig ein erhebliches Konfliktpotenzial dar (vgl. Bianchini / Schöpf-
lin 1998). Letztendlich sind die am mazedonischen Beispiel skizzierten
Entwicklungen politischer Herrschaft und die damit verbundenen Kon-
flikte aber nicht auf den Balkan beschränkt. Sie kennzeichnen ihrer Struk-
tur nach auch in anderen peripheren Gesellschaften der ehemals Zweiten
und Dritten Welt Formen und Umbrüche des Regierens (vgl. Schlichte
2000).
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